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An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wie n 

srr !AB 

1980 -D7- 29 
zu 5JtlJ 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Kohlmaier und Genossen vom 3. Juni 1980, 

Nr. 587/J, betreffend Lohn- und Einkommensteuer, beehre ich mich mitzuteilen: 

Zu lL: 

Im Jahre 1980 wird die durchschnittliche Lohnsteuerbelastung der lohnsteuer­

pflichtigen Einkommen voraussichtlich 11,5 % betragen. 

Zu 2): 

Ich habe bereits wiederholt ausgeführt, daß in der gegenwärtigen Wirtschafts­

situation der Budgetsanierung Vorrang eingeräumt werden muß. Aus diesem Grund 
ist eine spürbare Steuersenkung zum 1.1.1981 nicht vertretbar. Dennoch habe 
ich aber bereits den Auftrag gegeben, mit Vorarbeiten für eine umfassende 
Steuerreform zu beginnen und zwar nicht nur an die zuständigen Abteilungen 
meines Ressorts, sondern auch an die Steuerreformkommission, die diese Fragen 
in einem eigenen Ausschuß behandeln w;rd~ 

Zu 3): 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit immer wieder ihre Bereitschaft 
gezeigt, wenn es die allgemeine Wirtschaftssituation und insbesondere die 
budget~~e Lage erlaubt hat. Steuersenkungen durchzuführen (1.1.1971. Vor~ 

leishm,g 1972, 1.1.1973, 1.1J.975, 1.1.1979). 

Derleitpunk,t der AndeY'ung des Lohn- und Einkommensteuertarifes hängt daher 

von der Entwicklung der Wirtschaftslage bzw. der Budgetsituation ab. 
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z~~ 
Da der Zeitpunkt einer Änderung des Lohn- und Einkommensteuettarifes 

derzeit nicht absehbar ist, kann auch die durchschnittliche Lohnsteuer­
belastung bis zu diesem Zeitpunkt nicht prognostiziert werdeR. 

Zu 5): 

Eine Besteuerung der Mindesteinkommen füt' Pensionsbezieher in Höhe des 

Ri chtsatzes für Ausgl ei chszu'] agen \Vi rd vermi eden It,erden. Ei ne Einkommen­

steuergesetz-Novel1e in dieser Richtung ist in Ausarbeitung, mit der 
Zielrichtung, eine Steuerbefreiung für Mindestpensionen im Ausmaß des 

. jeweiligen Ausgleichszulagenrichtsatzes neu einzuführen. 

Zu 6): 

Wie bereits ausgefUhr·t, sind Vorarbeiten für eine künftige Steuerreform 

bereits im Laufen, deren Ergebnis zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
feststeht. Zum Problem einer Anhebung des Grenzsteuersatzes ist festzu­

stellen, daß für die Beurteilung dieser Frage nicht nur ein internationaler 
Vergleich angestellt werden müßte, sondern auch innerstaatliche Auswirkungen 

zu prüfen sein werden. In Anbetracht der nur geringen AnzCl.hl der Bezieher 
derart hoher Einkommen - in diesen Einkommensbereichen befinden sich 'in 
österreich höchstens 5.000 natUrliche Personen - und des dadurch drohenden 
Verlustes von Leistungsträgern) insbesondere durch Auswanderung und Steuer~ 

I verlagerungen, erscheinen derartige Maßnahmen nicht sehr Brfolgv~rsprechend. 

Zu 7 - 9.1: 

Es ist nicht beabsichtigt den Bezug bzw. die Höhe der Familienbeihilfe von 
der Höhe des Einkommens des Anspruchsberechtigten abhängig zu machen. Bei 
der Familienbeihilfe'handelt es sich nämlich um eim~ fami1"ienpolitische 

Maßnahme. Di~ Familienpolitik umfaßt aber alle Familien ohne RUc~sicht auf 

deren Einkommens- und Vermögensverhältnisse. 

Zu 9- 12): 

Das Finanzressort erscheint für eine Einführung von E'inkommenscbergrenzen 
für soziale Leistungen der öffentlichen Hand nicht ~irekt. jedenfalls aber 
nicht allein berufen. 

Der sozialversicherungsrechtliche Sektor der primär in den Bereich des 

Bundesministerillms für sozia.le Verwaltung fä1lt, kennt fUr' bestimmte Leistungen 
Einkommens- bZi'i. Gesamtei·nkornmens 1 inri te, !tri es; e bei sp'ie 1 swei se d; e gesetz­
lichen Richtsätze fUr die AJsgleichszulagen darstellen. 
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Im Rahmen der Arbeitsmarktförderung gibt es für bestimmte Individualbei­
hilfen, ebenfalls Einkommenslimite, die von dem für diesen Bereichberu­
fenen Bundesministerium für' soziale Verwaltung im Rahmen von Richtlinien, 
die im Einvernehmen mit dem Beirat für Arbeitsmarktpolitik u~d dem. 
Bundesministerium für Finanzen erlassen bzw.festgesetzt werden. Bloße 
Richtlinien deshalb, weil die Beihilfen der Arbeitsmarktförderung nur 
auf Kann-Bestimmungen beruhen und daher Ermessensl ei s tungen darstellen. 

Soweit überblickt werden kann, bestehen "leder de lege ferenda für gesetz­
liche Limite im Rahmen der Sozialversicherung, noch im Zuge beabsichtigter 
Richtli~ien, Änderungsabsichten im Rahmen der Arbeitsmarktförderung, die' . 
eine Verschlechterung dieser Bestimmungen für die Bezieher von Leistungen 
vo:sehen würden; es ist im Gegentei.l teils im Zuge der Dynamisierungsbe­
stimmungen, teils über diese hinausgehend, an Verbesserungen gedacht. 
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